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Antrag der SPD-Fraktion zur Sitzung der Bezirksvertretung des Stadtbezirks Rodenkirchen 
am 01.12.2008 
Erstellung eines Ein- und Ausfahrtkonzeptes  für den Großmarkt Köln-Raderberg 
 
 
Sehr geehrte Frau Bezirksbürgermeisterin,  
sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
die SPD-Fraktion bittet, den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der Sitzung der 
Bezirksvertretung Rodenkirchen am 01.12.2008 zu setzen. 
 
Die Bezirksvertretung möge beschließen: 
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Die Verwaltung wird gebeten, der Bezirksvertretung das bereits für Anfang 2008 in 
Aussicht gestellte  
 
Ein- und Ausfahrtkonzept für den Großmarkt Köln-Raderberg vorzustellen, 
 
1. mit ausgewiesenen Parkmöglichkeiten für Anlieferer, Händler und Kunden, 
 
2. mit Einfahrtkontrollen durch Schranken und Pförtner 

(Jahresausweise für Kunden und Mitarbeiter, Papiertickets und Bezahlautomaten  für 
Anlieferer und Gäste des Großmarktes mit ausgewiesenen Parkmöglichkeiten für 
Anlieferer, Händler und Kunden) 
 

Begründung: 
Aus der Presse konnten wir immer wieder erfahren, dass es nach wie vor große Probleme 
auf dem Großmarkt in Bezug Verunreinigungen gibt. Da es keine Zugangsbeschränkungen 
gibt, kann auf dem Großmarkt des nachts problemlos  
Müll entsorgt werden. 
Die Verwaltung hat auf Anfrage mitgeteilt, dass in einer mit Aurelis noch abzuschließenden 
Vereinbarung, die Beschaffung und der Betrieb des entgeltpflichtigen Zufahrtsystem für das 
Gesamtgelände geregelt werden soll. Diese Vereinbarung sollte den politischen Gremien 
Anfang des Jahres 2008 vorgelegt werden. 
 
gez. von Dreusche     Elli Homann 
 
 
 
 
 
 
 


